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Drucksache VI/2942 


Sachgebiet 63 


Der Bundesminister Bonn, den 9. Dezember 1971 

für Wirtschaft und Finanzen 
F/II D 4 - WZ 0262 - 2/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Zustimmung zur Leistung einer überplanmäßigen Aus- 
gabe bei Kap. 23 02 Tit. 686 30 (Beitrag der Bundes- 
republik Deutschland zum Europäischen Entwicklungs- 
fonds der EWG) 


Unter Bezugnahme auf § 37 Abs. 4 BHO unterrichte ich Sie hier- 
mit von einer überplanmäßigen Ausgabe im Haushaltsjahr 1971 
bei Kap. 23 02 Tit. 686 30 (Beitrag der Bundesrepublik Deutsch- 
land zum Europäischen Entwicklungsfonds der EWG) bis zur 
Höhe von 23 607 000 DM, zu der ich aus nachstehenden Grün- 
den meine grundsätzliche Einwilligung erteilt habe. 

Von den bei Kap. 23 02 Tit. 686 30 im Haushaltsjahr 1971 als 
Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum EWG-Entwick- 
lungsfonds veranschlagten 180 000 000 DM mußten 1971 infolge 
des geänderten Umrechnungskurses der Rechnungseinheit (RE) 
lediglich 169 172 279,66 DM gezahlt werden, so daß sich zu- 
nächst eine Minderausgabe von 10 827 720,34 DM ergab. 

Auf seiner 171. Tagung am 25. Oktober 1971 hat der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften beschlossen, daß die Mitglied- 
staaten am 15. November 1971 eine Ergänzungszahlung in Höhe 
von 30 Mio RE für den zweiten Europäischen Entwicklungs- 
fonds leisten, wovon auf die Bundesrepublik Deutschland 
10,131 Mio RE entfallen. Bei einem Umrechnungskurs von 
1 RE = 3,40 DM ergibt sich eine Verpflichtung zur Zahlung 
von 34 435 000 DM. Da noch die o. a. Minderausgabe zur Ver- 
fügung stand, waren bis zu 23 607 000 DM überplanmäßig zu 
leisten. 
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Der Beschluß des Rates über die Ergänzungszahlung war bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1971 nicht vorhergesehen. 
Die Mehrausgabe ist auch unabweisbar, weil sich aus dem Be- 
schluß des Rates eine Verpflichtung ergibt. 

Die überplanmäßige Ausgabe bei Kap. 23 02 Tit. 686 30 wird 
durch eine gleich hohe Einsparung innerhalb des Einzelplans 23 
im Haushaltsjahr 1971 ausgeglichen. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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